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Wirtschaftsrecht

Gesellschaften mit beschrankter Haftung aufgepasst: Meldefrist zum
Transparenzregister lauft ab

Ende Juni endet die Ubergangsfrist, in der sich Gesellschaften mit beschrankter Haf-
tung (GmbHs sowie UGSs) ihre wirtschaftlich Berechtigten in das Transparenzregister
eingetragen mussen. Die bis zu diesem Zeitpunkt geltende Mitteilungsfiktion, die es
ausreichen liel3, dass die entsprechenden Angaben im Handelsregister eingetragen
wurden, greift ab diesem Zeitpunkt nicht mehr.

Wer der Eintragungspflicht nicht nachkommt, dem drohen Buf3gelder, im schlimms-
ten Fall bis zu einer Million Euro. Der Bundesanzeiger Verlag hat auf der Register-
Website einen Assistenten eingerichtet, der die Registrierung vereinfachen soll.

Neue Preisangabenverordnung am 28. Mai 2022 in Kraft getreten

Am 28. Mai 2022 ist die neue Preisangabenverordnung (PAngV) in Kraft getreten.
Sie regelt die Angabe von Preisen fur Waren oder Leistungen von Unternehmern
gegenuber Verbrauchern. Neuerungen gibt es insbesondere bei Rabattaktionen und
Preiserméfigungen sowie bei der Angabe der Mengeneinheit des Grundpreises.

Bei Preisermalligungen muss der Handler den niedrigsten Preis angeben, den er in
den vergangenen 30 Tagen vor der Preisermalligung verlangt hat. Das gilt sowohl
fur den Online-Handel als auch fur den stationdren Handel. Ziel ist, Verbrauchern zu
ermdglichen, Preisermalligungen besser einschéatzen zu kénnen und Preise auf-
grund einheitlicher Informationen besser bewerten zu kénnen. So soll verhindert
werden, dass Preise genannt werden, die vorher so nicht verlangt wurden oder die
vor der Preisermafiigung kurzzeitig angehoben wurden.

Der Grundpreis ist kinftig in der Mengeneinheit 1 kg oder 1 Liter anzugeben. Die
bisherige Ausnahme bei Waren, deren Nenngewicht oder Nennvolumen ublicher-
weise 250 Gramm oder 250 Milliliter nicht Ubersteigen, von den Einheiten 1 Kilo-
gramm bzw. 1 Liter auf 100 Gramm bzw. 100 Milliliter abweichen zu dirfen, entfallt.

Gesellschaftsrecht

Persdnliche Haftung des Vertreters einer UG fir fehlenden Hinweis auf
Rechtsform und Haftungsbeschrankung

Weist eine Unternehmergesellschaft im Sinne von § 5a GmbHG nicht - wie im Ge-
setz vorgesehen - ihre Rechtsform und die Haftungsbeschrankung in der Firma aus,
haftet ihr im Rechtsverkehr auftretender Vertreter fir den dadurch erzeugten unrich-
tigen Rechtsschein. Das hat der BGH entschieden.

Der Beklagte ist der alleiniger Gesellschafter und Geschaftsfuhrer einer Unterneh-
mergesellschaft. Bei Kundengesprachen trat er als ,Inhaber der V. UG* auf. Der Be-
klagte empfahl dem Klager eine ,sichere” Kapitalanlage, die sich spater als Total-
verlust herausstellte. Der Klager verlangt nun die Erstattung der in die Kapitalanlage
geflossenen Zahlungen wegen eines Beratungsfehlers. Er wirft dem Beklagten zu-
dem vor, dass er als selbstandiger Anlageberater und nicht als Vertreter der V. UG
aufgetreten sei.
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Der BGH hat in der Revision entschieden, dass der Beklagte personlich haftet. Die
Frage, ob dem Beklagten eine Pflichtverletzung vorgeworfen werden kann, hat das
Gericht nicht entschieden, sondern in der Sache an das Berufungsgericht zuriick
verwiesen.

Bezuglich der persénlichen Haftung des Beklagten hat das Gericht Folgendes fest-
gestellt: Der Beklagte handelte zwar erkennbar als Vertreter fur die V. UG. Da er
jedoch nicht tber die Haftungsbeschrankung der Gesellschaft durch den Zusatz
»(haftungsbeschrankt) informiert hat, setzt er einen Rechtsschein einer personli-
chen unbeschrankten Haftung.

Der bloRe Verweis auf die Rechtsform der Unternehmergesellschaft reicht nicht aus.
Anders als beim Rechtsformzusatz "Gesellschaft mit beschrankter Haftung" tragt die
Unternehmergesellschaft die Haftungsbeschrankung nicht bereits im Namen. Bei
Weglassen dieses Hinweises kann vielmehr gleichermal3en der Eindruck erweckt
werden, fur die Unternehmergesellschaft hafte mindestens eine nattrliche Person
unbeschrankt.

BGH, Urteil vom 13. Januar 2022, Ill ZR 210/20

Praxistipp: Die Unternehmergesellschaft (UG) muss gemalR § 5a Abs. 1 GmbHG in
ihrer Firma die Bezeichnung "Unternehmergesellschaft (haftungsbeschrankt)" oder
"UG (haftungsbeschrankt)" fihren. Da die Unternehmergesellschaft mit einem ganz
geringen Stammkapital ausgestattet sein kann (1 € reicht), gibt es ein besonderes
Interesse dafur, dartuber zu informieren.

Geltendmachung von Ansprichen gegen Fremdgeschaftsfuhrer durch
Gesellschafter?

Verletzt ein Geschéftsfihrer seine Pflichten gegentber der Gesellschaft, so haftet
er fir den entstandenen Schaden. Kann der daraus resultierende Anspruch aber von
einem Gesellschafter im eigenen Namen eingeklagt werden? Diese Frage musste
der Bundesgerichtshof (BGH) klaren.

Seine Entscheidung: Ein Gesellschafter einer GmbH kann Anspriiche der Gesell-
schaft gegen ihren Fremdgeschéftsfiihrer grundsatzlich nicht im eigenen Namen gel-
tend machen.

Im vorliegenden Fall exportierte eine GmbH Schweinefleisch nach Sidkorea. Die
Forderungen wurden von dem Kunden nicht erfullt. Fir die Forderungsausfalle
machte eine Mitgesellschafterin den Geschaftsfuhrer verantwortlich und verlangte
von ihm Schadensersatz.

Der BGH hat die Klage des Gesellschafters abgelehnt, da er nicht befugt war, eine
Klage im eigenem Namen zu erheben. Die sog. actio pro socio (lat.: Klage fur die
Gesellschaft) kann nicht erhoben werden, da der Beklagte Fremdgeschéftsfihrer,
also selbst kein Gesellschafter der GmbH, ist.
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Als actio pro socio wird die Geltendmachung eines Anspruchs aus dem Gesell-
schaftsverhaltnis durch einen Gesellschafter im eigenen Namen gegen einen Mitge-
sellschafter auf Leistung an die Gesellschaft bezeichnet. Aufgrund dieser besonde-
ren gesellschaftsrechtlichen Beziehung kann ein Gesellschafter einen Mitgesell-
schafter im Interesse der Gesellschaft in Anspruch nehmen. Das Gesellschaftsver-
haltnis vermittelt ihm diese Befugnis aber grundsatzlich nicht gegen Personen, zu
denen nur die GmbH in einer Sonderrechtsbeziehung steht.

BGH, Urteil vom 25. Januar 2022, Il ZR 50/20

Onlinerecht und Gewerblicher Rechtsschutz

Das neue Wettbewerbsrecht 2022

Der sogenannte ,New Deal for Consumers* der EU bringt — neben zahlreichen wei-
teren Anderungen wie z.B. in der Preisangabenverordnung — auch Neuerungen im
Wettbewerbsrecht. Die Anderungen treten am 28. Mai 2022 in Kraft. Ziel ist eine
hohere Transparenz fur Verbraucher insbesondere durch mehr Informationspflichten
auf Online-Plattformen sowie bei Produktrankings, Kundenrezensionen und Preis-
angaben. Hier ein kurzer Uberblick

Hinweis- und Informationspflichten fur den Online-Handel

Unlauter handelt, wer dem Verbraucher eine wesentliche Information vorenthalt. 8
5b UWG n.F. stellt klar, welchen Informationen ,wesentlich® sind. Dazu zahlen Infor-
mationen uUber

e alle wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung

e die Identitat und die Anschrift des Unternehmens

e der Gesamtpreis, inkl. Fracht-, Liefer- und Zustellkosten

e die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen und

e das Bestehen eines Rechts auf Rucktritt oder Widerruf
Fur Kunden muss deutlich gemacht werden, ob es sich beim Verkaufer um ein Un-
ternehmen oder eine Privatperson handelt.
Informationspflichten bei Kundenbewertungen

Bei Bewertungen und Empfehlungen (Kundenrezension, Likes in sozialen Medien)
zu Produkten ist anzugeben, ob und — wenn ja — wie sichergestellt wird, dass die
Bewertungen von tatsachlichen Kaufern stammen. So soll dem Betrug mit Fake-Be-
wertungen entgegengewirkt und fir mehr Transparenz gesorgt werden.

Anzugeben ist auch, ob alle Bewertungen — egal, ob gut oder schlecht — veroffent-
licht werden, oder ob sie gesponsert oder beeinflusst wurden. Diese Informations-
pflicht trifft alle Unternehmen, die selbst Kundenbewertungen zugénglich machen.
Wird lediglich auf Verbraucherbewertungen verlinkt, die von Dritten veréoffentlicht
worden sind, besteht diese Pflicht nicht.
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Achtung: Wird behauptet, dass Bewertungen von Verbrauchern stammen, die das
Produkt tatséchlich gar nicht verwendet haben, oder wurden keine angemessenen
Schritte unternommen, um zu prifen, ob die Bewertungen wirklich von Verbrauchern
stammen, so ist dies unlauter und kann abgemahnt werden.

Informationen Uber Ranking

Wenn Zahlungen geleistet wurden, damit ein Produkt besser platziert wird, hat der
Anbieter der Suchfunktion darauf hinzuweisen. Werbeanzeigen in den Suchergeb-
nissen sind als solche zu kennzeichnen.

Zudem ist dartiber zu informieren, nach welchen Hauptparametern das Ranking der
Angebote in den Ergebnissen der Online-Suchanfrage festgelegt wird und wie deren
relative Gewichtung im Vergleich zu anderen Parametern ist. Diese Informationen
mussen leicht zugénglich sein. Nicht davon erfasst sind Online-Shops, die eine
Suchfunktion fir eigene Waren und Dienstleistungen anbieten.

Dual Quality-Verbot

Irrefuhrend ist kiinftig, wenn ein Produkt als identisch mit einer in anderen Mitglied-
staaten auf dem Markt bereitgestellten Ware vermarktet wird, obwohl sich diese Wa-
ren in ihrer Zusammensetzung (z.B. im Bezug auf den Zucker- oder Fleischanteil)
oder in ihren Merkmalen wesentlich voneinander unterscheiden, es sei denn, die
Unterschiede konnen mit legitimen Griinden gerechtfertigt werden.

Es ist weiterhin moglich, Waren unter derselben Marke innerhalb der EU mit unter-
schiedlicher Zusammensetzung auf den Markt zu bringen. Verboten ist dann aber
grundsatzlich, die Waren als identisch zu vermarkten.

Influencer-Marketing

Fur Influencer wird im UWG eine Regelung eingefihrt, die klarstellen soll, wann ein
Beitrag zu kennzeichnen ist. Danach handelt unlauter, wer den kommerziellen
Zweck einer geschaftlichen Handlung nicht kenntlich macht, sofern sich dieser nicht
unmittelbar aus den Umstéanden ergibt, und das Nichtkenntlichmachen geeignet ist,
den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschaftlichen Entschei-
dung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hatte. Ein kommerzieller
Zweck liegt nach der Regelung nicht vor, wenn der Influencer kein Entgelt oder keine
ahnliche Gegenleistung fur seinen Beitrag in den Sozialen Medien erhélt oder sich
versprechen lasst.

Schwarze Liste

Die sog. Schwarze Liste, die Liste im Anhang des UWG, die Tatbestande aufzahlt,
die als unlauter anzusehen sind, wird um mehrere Tatbestande erweitert. So ist z.B.
der Wiederverkauf von Eintrittskarten fur Veranstaltungen an Verbraucher verboten,
wenn diese unter Verwendung von programmierten , Ticket-Bots“ zur Umgehung von
Maximalabnahmebeschrankungen erlangt wurden.
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Drohende Sanktionen bei VerstdRRen

Bei VerstoRen, unlauteren Wettbewerbshandlungen und Verbraucherbenachteili-
gungen sind BulRgelder bis zu 50.000 Euro vorgesehen. Fur Unternehmern, die mehr
als 1,25 Millionen Euro Jahresumsatz erzielt haben, kann das Bul3geld bis zu vier
Prozent des Jahresumsatzes betragen. Damit drohen neben Anmahnungen kinftig
auch BuRRgelder.

Neu eingefihrt wird auch ein Schadensersatzanspruch fir Verbraucher, wenn diese
durch eine unzuldssige geschaftliche Handlung des Unternehmens zu einer ge-
schaftlichen Entscheidung veranlasst werden, die sie andernfalls nicht getroffen hat-
ten.

Achtung: Neue Widerrufsbelehrung seit dem 28. Mai 2022

Am 28. Mai 2002 treten Anderungen in der Widerrufsbelehrung in Kraft. Neu ist, dass
die Angabe der Faxnummer — sowohl in der Widerrufsbelehrung als auch im
-formular — nicht mehr verpflichtend ist. Eine freiwillige Angabe ist weiterhin mdglich.
Die Angabe der Telefonnummer in der Widerrufsbelehrung (Achtung: nicht im Wi-
derrufsformular!) ist ab dem 28. Mai 2022 verpflichtend. Gleiches gilt fir die E-Mail-
Adresse. Auch diese ist verpflichtend anzugeben (auch im Widerrufsformular).

Im Rahmen der Widerrufsbelehrung ist der Verbraucher auch tber die Umstéande,
unter denen der Verbraucher ein zundchst bestehendes Widerrufsrecht verliert, zu
informieren.

Im Zusammenhang mit dem Verkauf digitaler Inhalte ist es — wie bislang auch —
weiter moglich, das Widerrufsrecht vorzeitig zum Erldschen zu bringen. Denn: An-
dernfalls kénnte sich der Kunde ein eBook bestellen, es innerhalb von 14 Tagen
lesen und dann von seinem Widerrufsrecht Gebrauch machen. Um dies zu vermei-
den, kann das Widerrufsrecht zum Erléschen gebracht werden.

Das Widerrufsrecht erlischt, wenn

e der Verbraucher ausdricklich zugestimmt hat, dass der Unternehmer mit der
Vertragserfullung beginnt, bevor die Widerruffrist ablauft und

e der Verbraucher seine Kenntnis davon bestatigt hat, dass durch seine (vor-
genannte) Zustimmung mit Beginn der Vertragsausfiilhrung sein Widerrufs-
recht erlischt.

Tipp: Am einfachsten lasst sich diese Zustimmung/Bestatigung Gber eine Checkbox
einholen.

Wichtig: Neu hinzukommt, dass dem Verbraucher eine Bestatigung zur Verfigung
gestellt werden muss. Dazu muss der Unternehmer dem Verbraucher ein Dokument
(als Papier, Mail, SMS etc.) zukommen lassen, in dem bestatigt wird, dass der Kunde
ausdrucklich der Ausfiihrung des Vertrags vor Ablauf der Widerrufsfrist zugestimmt
und seine Kenntnis vom damit einhergehenden Verlust des Widerrufsrechts mit Ver-
tragsausfuhrung bestétigt hat. Auch tber diesen Umstand ist der Kunde zu informie-
ren.

6/11



Aktuelle Gesetzesvorhaben

EU-Richtlinienentwurf zu Verbraucherrechten und Werbung mit Nach-
haltigkeit

Die Kommission méchte das Bewusstsein fur den 6kologischen Wandel starken. Es
soll sichergestellt werden, dass Verbraucher beim Kauf von Produkten fundierte und
umweltfreundliche Entscheidungen treffen kdnnen. Sie sollen darUber informiert
werden, fur welche Lebensdauer ein Produkt ausgelegt ist sowie ob und wie es sich
reparieren lasst. Daruber hinaus sollen sie besser vor unzuverlassigen oder falschen
Umweltaussagen geschitzt werden, indem das sog. Greenwashing und irrefih-
rende Angaben zur Lebensdauer eines Produkts verboten werden. Hierfur sollen in
der Richtlinie Uber Verbraucherrechte neue Informationspflichten eingefihrt werden.
AuRerdem schlagt die Kommission Anderungen der Richtlinie tber unlautere Ge-
schaftspraktiken vor, indem sie das Irrefihrungsverbot konkretisiert und zuséatzliche
Per-se-Verbote einfuhrt.

Den Vorschlag der Kommission und ergdnzende Papiere finden Sie hier.

Wichtig: Die IHK-Organisation hat hierzu eine Stellungnahme abgegeben und sich
wie folgt geaulert:

e Das Ziel der Férderung nachhaltiger Verbrauchsmuster von Verbrauchern
wird geteilt.

e Die vorgeschlagenen Regelungen helfen nicht, dieses Ziel zu verwirklichen.
Sie sind rechtlich entbehrlich und verbraucherpolitisch falsch, indem sie zu
ausufernden, fur Verbraucher unverstandlichen Informationen fuhren.

e Die neu hinzugefuigten Per-se-Verbote erscheinen eher zufallig und unsyste-
matisch, ihrem Inhalt nach sind sie bereits heute sanktionierbar.

e Sustainabilty Claims bedtrfen keiner Zulassigkeitskontrolle Uber die gelten-
den Irrefihrungsverbote hinaus.

e Jede ,Verbraucherlenkung®ist insgesamt als latent paternalistische staatliche
Lenkung im Einzelfall zu hinterfragen und ausreichend zu begriinden.

BMJ plant Zentralisierung der Aufsicht Uber nichtanwaltliche Rechts-
dienstleister

Einem Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz (BMJ) zufolge soll
kiinftig das Bundesamt fur Justiz in Bonn die Aufsicht Uber die ,Rechtsdienstleister
aufgrund besonderer Sachkunde® i.S.d. § 10 RDG fuhren. Zu diesen Rechtsdienst-
leistern gehdren vor allem Inkassounternehmen und Unternehmen, die Rentenbera-
tung anbieten. Doch auch Online-Angebote wie myflightright.com oder billiger-
miete.de, die Verbraucher direkt beim Durchsetzen ihrer Anspriiche unterstitzen,
werden hierunter gefasst. Bislang liegt die Aufsicht bei den Landesjustizverwaltun-
gen, die diese wiederum haufig den Oberlandesgerichten oder Staatsanwaltschaften
Ubertragen haben. Insoweit stellt der geplante Aufsichtswechsel eine Zentralisierung
dar. Auch die Registrierung der entsprechenden Unternehmen soll nach dem Ent-
wurf kiinftig durch das Bundesamt fur Justiz vorgenommen und verwaltet werden.
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Sonst noch was...?

EU-Safety Gate: Jahresbericht 2021

Die Europaische Kommission hat ihren Jahresbericht Uber das Safety Gate, das
Schnellwarnsystem der EU fir Produktsicherheit, veroffentlicht. Der Bericht bezieht
sich auf Warnmeldungen im Jahr 2021 und auf die von den nationalen Behérden
ergriffenen Gegenmal3nahmen. Fazit: Kraftfahrzeuge und Spielzeug fihren in die-
sem Jahr die Liste gefahrlicher Non-Food-Produkte an

Das Safety Gate ermoglicht einen raschen Informationsaustausch zwischen den EU-
/EWR-Mitgliedstaaten, dem Vereinigten Konigreich (Nordirland) und der Européi-
schen Kommission tber gefahrliche Non-Food-Produkte, die ein Risiko fiur die Ge-
sundheit und Sicherheit der Verbraucher darstellen. Es kdnnen geeignete Folge-
mafl3nahmen ergriffen und Produkte vom Markt genommen werden.

Insgesamt 2142 Warnmeldungen gingen lber das System rein. Erstmals waren in
der Kategorie ,Kraftfahrzeuge® die meisten Warnmeldungen zu verzeichnen, gefolgt
von ,Spielzeug” sowie ,Elektrogeraten und -zubehor”. Im Hinblick auf Kraftfahrzeuge
betrafen die Malinahmen hauptsachlich Ruckrufe nach der Feststellung technischer
Probleme, wahrend der MaRnahmenschwerpunkt bei Spielzeug auf darin enthalte-
nen gefahrlichen Chemikalien sowie Knopfbatterien lag. Darliber hinaus betrafen die
haufigsten im Zusammenhang mit Elektrogeraten und -zubehdr gemeldeten Prob-
leme die Berlhrbarkeit spannungsfiihrender Teile sowie Uberhitzungsprobleme.

Im Laufe der andauernden Pandemie gab es viele Warnmeldungen im Zusammen-
hang mit Schutzausristungen, insbesondere Schutzmasken. Als die funf haufigsten
Risiken wurden Personenschaden, Chemikalien, Feuer, Ersticken und Strom-
schlage gemeldet.

Neu ist ein Tool zur elektronischen Uberwachung mit dem Namen ,Web Crawler,
das den nationalen Behdrden dabei helfen soll, die im Safety Gate angezeigten On-
line-Angebote unsicherer Produkte zu erkennen. Das soll jedes unsichere Angebot
erkennen und automatisch auflisten, sodass die Durchsetzungsbehérden den jewei-
ligen Anbieter aufsplren und die wirksame Ricknahme dieser Angebote anordnen
kénnen.

AuRerdem hat die Kommission ein neues Tool zur elektronischen Uberwachung mit
dem Namen ,Web Crawler® entwickelt, das den nationalen Behdrden dabei helfen
soll, die im Safety Gate angezeigten Online-Angebote unsicherer Produkte zu er-
kennen.

Quelle: PM der EU Kommission vom 25. April 2022

Arbeitsrecht: Corona-Arbeitsschutzverordnung wird nicht verlangert
Das BMAS hat mitgeteilt, dass die SARS-CoV-2 Arbeitsschutzverordnung Uber den
25.Mai 2022 hinaus nicht verlangert wird. Bis dahin gelten alle Vorgaben der SARS-
CoV-2 Arbeitsschutzverordnung weiter. In ihr werden zum Beispiel die Basisschutz-
maf3nahmen im Betrieb (Bereitstellung von Masken und Tests) geregelt.
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Da weiterhin das Risiko regionaler und betrieblicher Infektionsausbriiche besteht,
werden Arbeitgeber aufgefordert, das Infektionsgeschehen weiter zu beobachten
und bei Bedarf das betriebliche Hygienekonzept an das Infektionsgeschehen an-
zupassen.

Quelle: PM des BMAS vom 20. Mai 2022

Praxistipp: Kennen Sie schon unseren Newsletter Arbeitsrecht? Abonnieren kon-
nen Sie diesen unter der Kennzahl 2071.

Datenschutz: Online-Handler miissen Gastzugang anbieten

Die Konferenz der unabhangigen Datenschutzaufsichtsbehodrden des Bundes und
der Lander (DSK) hat beschlossen, dass Verantwortliche, die Waren oder Dienst-
leistungen im Onlinehandel anbieten, ihren Kunden grundsatzlich einen Gastzu-
gang fur die Bestellung bereitstellen miissen. Mehr dazu in unserem Newsletter Da-
tenschutz Nr. 05/2022 unter der Kennzahl 2119.
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ge-währt,%20wenn%20sich%20ihr%20Arbeitnehmer%20während%20des%20Urlaubs%20–%20ohne%20selbst%20infiziert%20zu%20sein%20–%20nur%20aufgrund%20eines%20Kontaktes%20mit%20einer%20an%20Covid-19%20erkrankten%20Person%20in%20Quarantäne%20begeben%20muss.
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=D5FBDE3C6730918362A6D27B76706DAF&ACTION=ViewPage&MODULE=Frontend&Page.PK=2119

Veranstaltungen

»Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht*
= Urlaub: Chef, ich bin dann mal weg!
Dienstag, 21. Juni 2022, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung

Anmeldungen bis 20. Juni 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink.

= Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht?
Dienstag, 27. September 2022, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung

Anmeldungen bis 26. September 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink.

= Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!?
Dienstag, 08. November 2022, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung

Anmeldungen bis 07. November 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saatr-
land.ihk.de

»,Der Subunternehmervertrag und seine Gestaltung*“

Donnerstag, 02. Juni 2022, 16:00 - 17:30 Uhr, Onlineveranstaltung

In unserer arbeitsteiligen Welt werden viele Auftrédge nicht durch ein Unternehmen
allein ausgefiihrt, sondern es kommen Subunternehmen zum Einsatz. Bei der Be-
auftragung von Subunternehmen bestehen fiir den Hauptunternehmer erhebliche
Haftungsrisiken hinsichtlich des Einsatzes von Mitarbeitern des Subunternehmers.
Die Zahlung der Sozialversicherungsbeitrage, der Beitrage zur Berufsgenossen-
schaft, der Urlaubskassenbeitrdge, des Mindestlohns und die korrekte Abflihrung
der Steuer: Das alles unterfallt diesen Haftungsrisiken. Es ist deshalb entscheidend,
dass der Subunternehmervertag korrekte und umfassende Regelungen enthélt, die
dieses Haftungsrisiko beschranken.

Hinzu kommen etwaige Haftungsrisiken, die entstehen kdnnen, wenn ein Bauherr
das Unternehmen, das er beauftragt hat, auf Gewdahrleistung in Anspruch nimmt.
Haftet dann auch der Subunternehmer?

Unsere Referenten, Frau Rechtsanwaéltin Almut Menn, Fachanwaltin fir Bau- und
Architektenrecht, Fachanwaltin fr Transport- und Speditionsrecht und Herr Rechts-
anwalt Dr. Kai Huther, Fachanwalt fir Arbeitsrecht, Kanzlei Rapréger, Saarbru-
cken, zeigen im Rahmen ihres Vortrags, was bei Abschluss eines Subunternehmer-
vertrags zu beachten ist und welche sozialrechtlichen Besonderheiten fur die einge-
setzten Mitarbeiter des Subunternehmers gelten.

Anmeldungen bis 1. Juni 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder
per Direktlink.
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Verantwortlich und Redaktion:

Ass. iur. Heike Clof3, Tel.: 0681 9520-600, Fax: 0681 9520-690,
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de

IHK Saarland, Franz-Josef-Rdoder-Str. 9, 66119 Saarbrlicken

Ihre Ansprechpartner:

Ass. iur. Heike Clof3 Arbeitsrecht, Datenschutz, Gewerbli-
Tel.: 0681 9520-600 cher Rechtsschutz, Wirtschaftsrecht
Fax: 0681 9520-690

E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de

Ass. iur. Kim Pleines Datenschutz, Gewerblicher Rechts-
Tel.: 0681 9520-640 schutz, Onlinerecht, Wettbewerbs-
Fax: 0681 9520-690 recht, Wirtschaftsrecht

E-Mail; kim.pleines@saarland.ihk.de

Ass. iur. Georg Karl Gesellschaftsrecht
Tel.: 0681 9520-610

Fax: 0681 9520-689

E-Mail: georg.karl@saarland.ihk.de

Ass. iur. Thomas Teschner Gewerberecht
Tel.: 0681 9520-200

Fax: 0681 9520-690

E-Mail: thomas.teschner@saar-

land.ihk.de

Die in dem Newsletter Recht enthaltenen Angaben sind mit gro3tmdglicher Sorgfalt
erstellt worden. Dennoch kann fur Vollstandigkeit, Richtigkeit sowie fur zwischen-
zeitliche Anderungen keine Gewahr tibernommen werden.

Impressum:

IHK Saarland, vertreten durch Prasident Dr. jur. Hanno Dornseifer und Hauptge-
schaftsfihrer Dr. Frank Thomeé, Franz-Josef-Roder-Str. 9, 66119 Saarbricken, E-
Mail info@saarland.ihk.de, Tel. + 49 (0) 681 9520-0, Fax + 49 (0) 681 9520-888,
USt-IdNr.: DE 138117020
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